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Welches Basler Stadttor ist auf
diesem Foto aus den 1860er-Jah-
ren zu sehen? Wir geben Ihnen
gleichmehrereHinweise.DasTor
gibt es nichtmehr.Eswurde,nicht
lange nachdem diese Aufnahme
entstanden ist, abgerissen. Die
Kirche,die imHintergrund gerade
fertig gebautwird, steht noch.Un-
sereHinweise: Noch heute ist eine
Strasse nach dem Tor benannt,
das in einerTalsohle unmittelbar
neben einem Bach stand. Dieser
Bachverschwindet heute etwa auf
derHöhe, auf der sich dasTor be-
fand, unter dem Boden.

— Steinentor (Lösungsbuchsta-
be: U)
— Bläsitor (Lösungsbuchstabe: E)

Sobald Sie glauben,das Lösungs-
wort mit 24 Buchstaben zu ken-
nen, senden Sie dieses anwettbe-
werb@baz.ch (Betreff: Advents-
rätsel). Bitte IhrenAbsendernicht
vergessen. Unter allen korrekten
Einsendungen verlosen wir vier
Migros-Gutscheine imWert von
500 Franken und 20Migros-Gut-
scheine imWert von 100 Franken.

Dina Sambar

Verschwundenes Stadttor
Advents-Fotorätsel: Türchen 18 Erkennen Sie den Ort?

Vor welchem Tor stehen diese Menschen? Im Hintergrund ist der Bau
der Elisabethenkirche zu sehen. Foto: Staatsarchiv Basel-Stadt, AL 45, 4-75-5

Barbara Stäbler

«Die Uhr tickt!», es sei höchste
Zeit: Immer wieder hörte man
gestern Mittag diesen Satz im
Innenhof des Basler Rathauses.
Eingeladen hatte das Komitee
«Pharma für alle» zur Überga-
be der Unterschriftenbögen zur
gleichnamigenVolksinitiative an
die Basler Staatskanzlei. Laut
Komitee sind rund 3500 Unter-
schriften zusammengekommen
– 3000 sind nötig, damit die In-
itiative gültig ist.

Insgesamt 13 Organisationen,
darunter die SPBasel-Stadt, Bas-
ta!, das Junge Grüne Bündnis
Nordwest, die Juso Basel-Stadt
sowieverschiedeneGewerkschaf-
ten, fordern in ihremVolksbegeh-
ren die Äufnung eines Pharma-
fonds. Dieser soll gemeinnützi-
ge Projekte unterstützen, um die
«sichere Versorgung der Bevöl-
kerung mit qualitativ hochste-
henden Arzneimitteln im Kan-
ton, in der Schweiz und global»
zu gewährleisten, heisst es in der
Mitteilung. «Als reicher Pharma-
kanton kann undmuss sich Basel
das leisten», sagte Basta-Grossrat
Oliver Bolliger bei der Übergabe.

Antibiotika-Forschung
könnte etwa profitieren
Der Fonds soll jährlich mit 2,5
Prozent der basel-städtischen
Steuererträge alimentiert wer-
den. Das sei rund ein Viertel der
zusätzlichen Mehreinnahmen,
die der Kanton durch die OECD-
Mindeststeuer erziele, schreibt
das Initiativkomitee. Dieses geht
von rund 70 Millionen Franken
aus, die jährlich in den neuen
Topf fliessen werden.

Also möglichen Geldempfän-
ger nannte Bolliger beispielswei-

se das GlobalAntibiotic Research
& Development Partnership
(GARDP), eine gemeinnützige,
nicht gewinnorientierte Orga-
nisation in Genf, die neue Anti-
biotika und Behandlungen ge-
gen antibiotikaresistente Keime
entwickelt.

Jedes Jahr würden weltweit
rund fünf Millionen Menschen

an und mit multiresistenten
Keimen sterben, argumentier-
ten die Initiantinnen und Initi-
anten. Doch die grossen Phar-
mafirmen hätten sich aus der
Entwicklung vonAntibiotika zu-
rückgezogen.

Praktisch zur gleichen Zeit,
nur wenige Meter entfernt, im
ersten Stock des Rathauses, de-

battierte der Grosse Rat heftig
über das Budget 2026. Zwar ist
für das kommende Jahr ein klei-
ner Überschuss von knapp drei
Millionen Franken budgetiert,
doch die Zukunft sieht für die
Basler Finanzenwenig rosig aus.

So rechnet der Regierungsrat
bereits im Jahr 2027 mit einem
Defizit von rund 19 Millionen

Franken, das bis 2029 auf 83Mil-
lionen Franken ansteigen wird.

Bolligers Parteikollegin, Bas-
ta-Grossrätin Patrizia Bernasco-
ni,wollte in der Grossratsdebat-
te trotz trüberAussichten nichts
von den Sparanträgen der Bür-
gerlichen wissen. Vielmehr ar-
gumentierte sie, dass bei gerin-
geren gebundenenAusgaben die

finanzielle Lage des Kantonswe-
sentlich besser aussehenwürde.

Die Kritik derPolitikerin zielte
auf das Standortpaketmit seinen
beiden Fonds in der Höhe von
150 bis 500 Millionen Franken
ab, demdie Basler Stimmberech-
tigten imMai zugestimmt haben.
Für Bernasconi wäre es besser,
das Geld würde der Allgemein-
heit zugutekommen,machte sie
in der Debatte deutlich.

Oliver Bolliger sieht
keinenWiderspruch
Doch die zwei Fonds sind zweck-
gebundenundwurden eingerich-
tet, um den grossen, internatio-
nal tätigen Unternehmen einen
Teil des Geldes zurückzugeben,
das sie in Form von höheren
Steuern wegen der OECD-Min-
deststeuer dem Fiskus abliefern
müssen.Von den Fonds profitie-
ren auch kleine Firmen aus Basel.

Während also «Pharma für
alle»-Initiant Bolliger für einen
neuen Fonds und damit für noch
mehr gebundeneAusgabenwei-
belt, kritisierte seine Parteikol-
legin praktisch zeitgleich zwei
existierende Fonds und fordert
mehr Handlungsspielraum.

Von der BaZ darauf ange-
sprochen, widersprach der Bas-
ta-Grossrat. Falls die Initiative
durchkomme, könne man die
rund 70 Millionen Franken für
den «Pharma für alle»-Fonds
von jener Summe abziehen, die
für die beiden Fonds des Stand-
ortpakets vorgesehen sei.

Ob er mit diesem Argument
dereinst die Mehrheit seiner
Grossratskolleginnen und -kol-
legen sowie später die Stimm-
berechtigten von einer Äufnung
eines Basler Pharmafonds über-
zeugen kann, wird sich zeigen.

Basel soll 70Millionen Franken pro Jahr
für Pharmafonds ausgeben
«Pharma für alle» Basta-Grossrat Oliver Bolliger übergibt die Volksinitiative für einen Fonds, der gemeinnützige Projekte fördern soll.
Gleichzeitig kritisiert seine Partei im Grossen Rat andere gebundene Ausgaben.

Luftfahrt Das Departement für
Wirtschaft, Soziales undUmwelt
(WSU) hat zusammen mit der
Volkswirtschafts- und Gesund-
heitsdirektion des Kantons Ba-
sel-Landschaft nach 2001 erneut
eine Risikoanalyse zumFlugver-
kehr am Euro-Airport (EAP) in
Auftrag gegeben. Das Gutach-
ten kommt zumSchluss, dass die
hergeleiteten Richtwerte einge-
haltenwerden,wie dasWSU ges-
tern mitteilte.

Die Kantone Basel-Stadt und
Basel-Landschaft hätten ge-
meinsam eine aktuelle Risiko-
analyse für den EAP initiiert. Der
entsprechendeAuftragwurde an

einen externen Gutachterverge-
ben, der bereits die Risikoanalyse
aus dem Jahr 2001 mitverfasste.

Szenarien durchgespielt
Im Fokus der Analyse stehe, die
Risiken des Flugbetriebs am
EAP mithilfe anerkannter Me-
thoden darzustellen. «Aufgrund
des heute höheren Verkehrs-
aufkommens, der Zunahme von
Süd-Starts und Süd-Landungen
in den letzten Jahren sowie des
vermehrten Einsatzes grösserer
Flugzeuge ist das Risiko tödli-
cher Unfälle für Personen, die
im Umfeld des Flughafenswoh-
nen oder arbeiten, neu zu beur-

teilen», heisst es in der Mittei-
lung. Zusätzlich würden in der
Analyse mögliche Veränderun-
gen der Risikosituation im Zu-
sammenhang mit der zukünfti-
gen Entwicklung des Flughafens
untersucht. Dazu seien verschie-
dene Szenarienmit unterschied-
lichemVerkehrsaufkommen be-
trachtet worden.

Die Analyse komme zum
Schluss, dass sich «keine höhe-
renWerte als in der Risikoanaly-
se aus dem Jahr 2001 ergeben».
Sämtliche Einzel- und Gruppen-
risiken würden zudem in allen
Szenarien unter demhergeleite-
ten Richtwert liegen. (tao)

Euro-Airport schneidet in Risikoanalyse gut ab

Vereinbarung Das Universitäts-
spital Basel kann ab sofort er-
wachsene Patientinnen und Pa-
tienten aus dem südlichen El-
sass beimedizinischenNotfällen
niederschwellig aufnehmen.Die
französischen Behörden und
Basel-Stadt haben gestern eine
entsprechende Kooperationsver-
einbarung abgeschlossen.

Die Vereinbarung ermöglicht
lautMitteilung dieNotfallversor-
gung und die notwendigen, bis

zu dreimonatigen Nachbehand-
lungen von Erwachsenen aus
demDépartementHaut-Rhin am
Universitätsspital Basel (USB).

Unkomplizierte Abläufe
Unterzeichnetwurde sie von der
Gesundheitsbehörde der Region
Grand Est, der Groupe Hospita-
lier de la Région Mulhouse et
Sud-Alsace, dem Gesundheits-
departement Basel-Stadt und
dem USB.

Die in Basel unterzeichnete Ko-
operationsvereinbarung ermög-
licht nun die unkomplizierte
Aufnahme von medizinischen
Notfällen aus dem südlichen El-
sass amUSB und die direkte Ab-
geltung über die französische
Krankenversicherung, heisst es
weiter.

Über eine Verlegung aus dem
Südelsass an das USB entschei-
de abschliessend das Notfallärz-
te-Team. (SDA)

Frankreich und Basel kooperieren bei medizinischen Notfällen

Oliver Bolliger überreicht einer Vertreterin der Staatskanzlei die Unterschriftenbögen für die Volksinitiative «Pharma für alle». Foto: Kostas Maros
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Korrekt

In der Ausgabe von gestern war
im Agenturbericht «Der Europarat
beschliesst Entschädigungskom-
mission» auf der BaZ-Frontseite
fälschlicherweise zu lesen, dass
der Europarat mögliche Zahlungen
für Kriegsschäden an die russi-
sche Bevölkerung vorantreibe.
Richtig ist selbstverständlich, dass
die Zahlungen für Kriegsschäden
der ukrainischen Bevölkerung
zugutekommen sollen. Wir bitten
um Entschuldigung für diesen
Produktionsfehler. (red)

Im Zoo Basel gibt es Pinguin-
Nachwuchs: Bei allen drei gehal-
tenen Pinguinarten wurden er-
folgreich Jungtiere aufgezogen.
Das teilte der Zolli gestern mit.
Im Vivarium hätten die Esels-
pinguine ein Jungtier und die Kö-
nigspinguine zwei Küken aufge-
zogen. Bei den Brillenpinguinen
seien derzeit vier Jungtiere des
Jahrgangs 2025 zu beobachten.

Obwohl Brut und Aufzucht
bei den drei Pinguinarten in vie-
len Punkten ähnlich verlaufen,
zeigen sich in einzelnen Phasen
deutliche Unterschiede. Die Pin-
guinnachzuchten im Zoo Basel
seien in diesem Jahrübermehre-
reMonateverteilt geschlüpft.Den
Anfang machten die Brillenpin-
guine imSautergarten: Die ersten
beiden Küken schlüpften bereits
im Mai. Im Juli folgte das Esels-
pinguinküken, imAugust kamen
die zwei Königspinguine hinzu,
und im September schlüpften
nochmals zwei Brillenpinguine.

Beide Elternteile brüten
Die vier jungen Brillenpinguine
seien noch gut an ihrem Jugend-
gefieder zu erkennen. Sie hät-
ten ihre Bruthöhlen bereits ver-
lassen und seien nun gemein-
sam mit der Gruppe unterwegs.
«Der junge Eselspinguin ist et-
was schwieriger zu entdecken,
während die beiden jungen Kö-
nigspinguinemit ihrem braunen

Daunenkleid sofort insAuge fal-
len», heisst es vom Zoo.

Bei allen drei Pinguinarten
hätten sich beide Elternteile an
derBrut beteiligt. Brillenpinguine
würden sich beim Brüten häufig
abwechseln,Königspinguine hin-
gegen eher selten.Während Bril-
len- und Eselspinguine etwa fünf
Wochen lang brüten,dauert es bei
den Königspinguinen rund acht
Wochen, bis die Küken schlüpfen.

Auf täglichem Spaziergang
Die Dauer derKükenaufzucht va-
riiere je nach Pinguinart. Wäh-
rend die Jungtiere der Esels- und
Brillenpinguine nach etwa zehn
bis zwölfWochen ihr ersteswas-
serabweisendes Gefieder trügen,
dauere es bei den Königspingui-
nen ganze zehn bis dreizehnMo-
nate, bis sie ihr Daunenkleid ab-
legten. Erst mit dem neuen Ge-
fieder können die Pinguine ins
Wasser und eigenständig nach
Nahrung jagen.

Die im Vivarium gehaltenen
Jungtiere der Königs- und Esels-
pinguine seien bereits ab und zu
beim täglichen Pinguinspazier-
gang zu beobachten.Dieser finde
von November bis Februar in der
Regel täglich statt, sofern dieAus-
sentemperatur um 10 °C betra-
ge. Der Spaziergang starte gegen
11 Uhr bei der Vivariumsbrücke.

Tanja Opiasa

Im Zoo Basel gibt es sieben neue Pinguin-Küken
Nachwuchs Sieben Jungtiere sind 2025 im Zolli geschlüpft – vier fallen noch durch ihr Gefieder auf.

Stolze Eltern: Auch die Eselspinguine ziehen erfolgreich Nachwuchs auf. Foto: PD

Oliver Sterchi

Budgetdebatten im Basler Gros-
sen Rat folgen seit Jahren einer
eingespielten Dramaturgie: Bür-
gerliche mahnen zu finanzpoli-
tischer Mässigung, während die
Linke sich über die «Schwarzma-
lerei» von Mitte-rechts beklagt.
Daswar gestern bei derBeratung
desVoranschlags 2026 nicht an-
ders, und doch beschlich Beob-
achter das Gefühl, dass die basel-
städtische Finanzpolitik mögli-
cherweise vor einerWende steht.

Das Wichtigste vorweg: Das
Budget, das einen Überschuss
von 8 Millionen Franken vor-
sieht, wurde nach langer Debat-
te in der Schlussabstimmung
genehmigt. Doch die Diskussi-
on war ein Vorbote davon, dass
die Verteilkämpfe künftig här-
ter werden könnten. Die Regie-
rung rechnet bis zum Ende des
Jahrzehnts mit einer deutlichen
Verschlechterung der Finanzla-
ge. Das Defizit soll bis 2029 auf
83Millionen Franken ansteigen.

Etwasmehr Gelassenheit
Prognosen sind mit Vorsicht zu
geniessen – in Basel-Stadt, wo
in den letzten Jahren regelmäs-
sig Überschüsse im dreistelligen
Millionenbereich resultierten, so-
wieso. Nur ist es kein Naturge-
setz, dass das für immer so wei-
tergeht – bei der aktuellenWelt-
lage wäre das ohnehin eine sehr
riskanteWette auf die Zukunft.

Die Fronten imParlament ver-
liefen insgesamt entlang der üb-

lichen Linien. Mit einer Über-
raschung: Die GLP unterstützte
die bürgerliche Forderung un-
ter Federführung der FDP, beim
Budget lineare Kürzungen in der
Höhe von 19 Millionen Franken

vorzunehmen. Das entspricht
dem prognostizierten Defizit für
2027.Überraschendwardas umso
mehr, als die Mitte-Partei aus der
bürgerlichen Phalanx ausscherte.
Fraktionssprecher Remo Gallac-

chi argumentierte, dassman nun
erst einmal die definitiven Staats-
rechnungen derkommenden Jah-
re abwarten solle, bevorman den
Rotstift ansetze. «Nehmenwirdie
kommenden drei Jahre etwas ge-
lassener», so Gallacchi.

Das war ganz im Sinne der
Ratslinken, die sich ob des bür-
gerlichen Kürzungsvorschlags
ziemlich enerviert zeigten. «Es
gibt keinen einzigen finanzpo-
litischen Grund, jetzt abzubau-
en», sagte SP-Grossrätin Jessica
Brandenburger.Das Budget 2026
sei schliesslich ausgeglichen.Die
«Abbaufantasien» der Bürgerli-
chen hingegen schafften «Un-
sicherheiten» für die Bevölke-
rung, «wenigerKlimaschutz,we-
niger Sicherheit,weniger soziale
Teilhabe».Die Forderung fiel am
Ende in der Abstimmung durch.

Mitte-links stellte sich in der
Debatte konsequent auf den
Standpunkt, dass die Finanzlage
des Kantons so schlecht gar nicht
sei. Dieswegen derMehreinnah-
men durch die OECD-Mindest-
steuer. Diese fliessen allerdings
in zwei zweckgebundene Fonds
und nicht in den allgemeinen
Staatshaushalt. «Dabei könnte
dieses Geld auch derAllgemein-
heit zugutekommen. Wenn die-
se Millionen für zwei Fonds ab-
gezweigt werden, schränkt das
denHandlungsspielraumderRe-

gierung ein», sagte etwa Patrizia
Bernasconi (Basta). Zum OECD-
Standortpaket gab es allerdings
eineVolksabstimmung – zudem
will die Basta ihrerseits mit ei-
ner Volksinitiative 2,5 Prozent
der Steuereinnahmen in einen
zweckgebundenen Fonds um-
leiten. Die rhetorischen Spitzen
gegen das Standortpaket waren
wohl eherAusdruck eine sich zu-
spitzenden Verteilkampfes.

SVP dringt nicht durch
Für den Lacher des Tages sorgte
SP-Grossrätin Nicole Amacher,
die einen Kürzungsantrag der
SVP im Bereich Gleichstellung
und Diversität mit den Worten
kommentierte: «Dieser Budget-
antrag ist so was von Copy/Pas-
te, es steht sogar immer noch die
Jahreszahl 2024 drauf.»Tatsäch-
lich reichte die SVP in derVergan-
genheit immer wieder ähnliche
Anträge ein.Die Forderung blitzte
ab, genauso jene, das Budget für
die Feier von GLP-Nationalrätin
Katja Christ um 75’000 Franken
zu reduzieren.Christwird imDe-
zember 2026 voraussichtlich zur
Nationalratspräsidentin gewählt.

Der Kanton möchte 200’000
Franken für ein Fest ausgeben,
das der «ganzen Bevölkerung»
zugutekommen soll, wie Regie-
rungspräsident Conradin Cra-
mer betonte. SVP-Grossrat Pas-
cal Messerli fand indes, dass das
zu viel Geld sei, gerade in Zei-
ten, da viele in der Bevölkerung
knapp bei Kasse seien – drang
damit aber nicht durch.

«Dieser Budgetantrag ist sowas von
Copy/Paste» – Gelächter im Parlament
SVP blitzt mit Sparforderung ab Gestern hat der Basler Grosse Rat das Budget 2026 beschlossen.
Bürgerliche Kürzungsvorschläge fielen durch.

SVP-Chef Pascal Messerli sah die Kürzungsanträge seiner Fraktion
gestern abgeschmettert. Foto: Dominik Plüss

Die Baselbieter Regierung stellt
der SP-Initiative «Gebührenfreie
Kinderbetreuung für alle Fami-
lien» einen Gegenvorschlag im
Umfang von 35 Millionen Fran-
ken gegenüber.Ursprünglich hat
die Regierung von einemGegen-
vorschlag abgesehen. Der ges-
tern von der Regierung an den
Landrat verabschiedete Gegen-
vorschlag sieht vor, dass sich der
Kantonmit einem Sockelbeitrag
von 25 Prozent an den Kinderbe-
treuungskosten beteiligen soll.
Dies hatte die Regierung bereits
im September angedeutet.

Die Gemeinden bleiben wei-
terhin für die Subventionen zu-
ständig. Für die Berechnung des
Sockelbeitrags spielt gemässVor-
lage das Einkommen der Er-
ziehungsberechtigten eine Rol-
le. Der kantonale Sockelbeitrag
soll zudemnurdann ausgerichtet

werden,wenndie Gemeinden bei
derAusrichtung ihrer Subventio-
nen bestimmteMassnahmen zur
qualitativen Weiterentwicklung
der Kinderbetreuung einhalten.

Die Regierung sei überzeugt,
dassmit demGegenvorschlag ein
substanziellerBeitrag zurVerein-
barkeit von Familie undBeruf ge-
leistet werden könne, heisst es
weiter. Insgesamt führt die ge-
planteTotalrevision des Gesetzes
überdie familienergänzendeKin-
derbetreuung zu jährlichenMehr-
kostenvon 35Millionen Franken.

Die Behandlungsfrist für die
Initiativewarverlängertworden.
Die Regierung hatte dasVolksbe-
gehren zunächst demParlament
ohne Gegenvorschlag zurAbleh-
nung empfohlen. Der Landrat
folgte jedoch im Januar 2023 ei-
nem Antrag der Justiz- und Si-
cherheitskommission, die Re-
gierung zur Ausarbeitung eines
Gegenvorschlags zu beauftragen.

Die nicht formulierte Kita-In-
itiative der SP kam 2021 zustan-
de. Sie verlangt, dass Kanton und
Einwohnergemeindenverpflich-
tet werden, eine kostenlose und
bedarfsgerechte familienexter-
ne Betreuung fürKinder bis zum
Eintritt in die erste Primarschul-
klasse zu gewährleisten. (SDA)

Baselland will sich
anKinderbetreuung
beteiligen
Kita-Initiative Die Regierung
sieht im Gegenvorschlag
einen Sockelbetrag von
25 Prozent vor.

Der Gegenvorschlag leiste einen
Beitrag zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Foto: Keystone


